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TOP II.25:  Entschuldung von straffällig gewordenen Personen 

 

Berichterstattung: Hessen 

 

 

1. Die Justizministerinnen und Justizminister haben die Bedeutung der wirtschaftlichen 

Situation und der Schuldenbelastung Straffälliger für ihre Resozialisierung erörtert. 

Sie sind sich einig, dass die Konsolidierung der Vermögensverhältnisse einen we-

sentlichen Beitrag zur sozialen Stabilisierung und zur Wiedereingliederung des Verur-

teilten in den Arbeitsmarkt leisten kann und zugleich die materielle Wiedergutma-

chung gegenüber dem Opfer befördert. 

 

2. Die Justizministerinnen und Justizminister haben einen Bericht der Hessischen Minis-

terin der Justiz zur Praxis der Schuldnerberatung in den Bereichen der Bewährungs-

hilfe sowie des Justizvollzuges und der Darlehensgewährung durch die Stiftung Re-

sozialisierungsfonds für Straffällige zur Kenntnis genommen.  
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3. Sie sehen hierin und in den Modellen anderer Länder eine Möglichkeit, die Entschul-

dung auch angesichts der bei Straffälligen häufig fehlenden wirtschaftlichen Leis-

tungsfähigkeit zu befördern. 

 

 

 

 

 


